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§ 109 e

(1) Wer vorsätzlich ein Wehrmittel oder eine Ein- vgl. § 103 (bei § 87 StGB West) 
richtung oder Anlage, die ganz oder vorwiegend der
Landesverteidigung oder dem Schutz der Zivilbe­
völkerung gegen Kriegsgefahren dient, unbefugt zer­
stört, beschädigt, verändert, unbrauchbar macht oder 
beseitigt und dadurch die Sicherheit der Bundesre­
publik Deutschland, die Schlagkraft der Truppe oder 
Menschenleben gefährdet, wird mit Freiheitsstrafe von 
drei Monaten bis zu fünf Jahren bestraft.

(2) Ebenso wird bestraft, wer wissentlich einen 
solchen Gegenstand oder den dafür bestimmten 
Werkstoff fehlerhaft herstellt oder liefert und da­
durch wissentlich die in Absatz 1 bezeichnete Gefahr 
herbeiführt.

(3) Der Versuch ist strafbar.
(4) In besonders schweren Fällen ist die Strafe Frei­

heitsstrafe von einem Jahr bis zu zehn Jahren.
(5) Wer die Gefahr in den Fällen des Absatzes 1 

fahrlässig, in den Fällen des Absatzes 2 nicht wis­
sentlich, aber vorsätzlich oder fahrlässig herbeiführt, 
wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren bestraft, 
soweit nicht in anderen Vorschriften eine schwerere 
Strafe angedroht ist.

§ 109 f

(1) Wer vorsätzlich für eine Dienststelle, eine Par- V§1* §§ 97, 98 (bei §§ 94, 99 StGB West) 
tei oder eine andere Vereinigung außerhalb des
räumlichen Geltungsbereichs dieses Gesetzes, für eine 
verbotene Vereinigung oder für einen ihrer Mittels­
männer

1. Nachrichten über Angelegenheiten der Landes­
verteidigung sammelt,

2. einen Nachrichtendienst betreibt, der Angele­
genheiten der Landesverteidigung zum Gegenstand 
hat, oder

3. für eine dieser Tätigkeiten anwirbt oder sie 
unterstützt
und dadurch Bestrebungen dient, die gegen die Si­
cherheit der Bundesrepublik Deutschland oder die 
Schlagkraft der Truppe gerichtet sind, wird mit Frei­
heitsstrafe bis zu fünf Jahren bestraft, soweit nicht 
in anderen Vorschriften eine schwerere Strafe ange­
droht ist. Ausgenommen ist eine zur Unterrichtung 
der Öffentlichkeit im Rahmen der üblichen Presse­
oder Funkberichterstattung ausgeübte Tätigkeit.

(2) Der Versuch ist strafbar.
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